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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zur Wirtschafts-, Sozial-, Beschaftigungs-, Struktur- und Haushaltspolitik Bulgariens

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EU) 2024/1263 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2024 Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und Uber die
multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates, inshesondere auf Artikel 3 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Beriicksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,
unter Berucksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwégung nachstehender Griinde:

1) Die Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates? zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitat trat am 19. Februar 2021 in Kraft. Im
Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitit wird den Mitgliedstaaten finanzielle
Unterstlitzung fir Reformen und Investitionen bereitgestellt und so fur einen EU-
finanzierten Konjunkturimpuls gesorgt. Den Prioritaten des Europaischen Semesters
entsprechend tragt die Fazilitat zur wirtschaftlichen und sozialen Erholung bei und
erleichtert die Umsetzung nachhaltiger Reformen und Investitionen, insbesondere mit
dem Ziel, den griinen und den digitalen Wandel zu férdern und die Volkswirtschaften
der Mitgliedstaaten widerstandsfahiger zu machen. Sie hilft auch, die 6ffentlichen
Finanzen zu starken und das mittel- und langfristige Wirtschafts- und
Beschaftigungswachstum anzukurbeln, den territorialen Zusammenhalt in der EU zu
verbessern und die weitere Umsetzung der Europdischen Sdule sozialer Rechte zu
unterstutzen.

2 Die am 27. Februar 2023 angenommene REPowerEU-Verordnung? zielt darauf ab, die
Abhéngigkeit der EU von Einfuhren fossiler Brennstoffe aus Russland stufenweise zu

! ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j.

2 Verordnung (EU) 2021/241 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit (ABI. L57 vom 18.2.2021, S.17, ELL:
http://data.europa.eu/eli/req/2021/241/0j).

8 Verordnung (EU) 2023/435 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur
Anderung der Verordnung (EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und
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beenden. Dies wiirde zur Energieversorgungssicherheit und zur Diversifizierung der
Energieversorgung der EU beitragen und zugleich den Einsatz erneuerbarer Energien,
die Energiespeicherkapazitaten und die Energieeffizienz erhéhen.

Am 16.Médrz 2023 legte die Kommission die Mitteilung ,Langfristige
Wettbewerbsfihigkeit der EU: Blick iiber 2030 hinaus“* vor, um zur politischen
Entscheidungsfindung beizutragen und die Rahmenbedingungen flr steigendes
Wachstum zu schaffen. In dieser Mitteilung wird die Wettbewerbsfahigkeit im
Rahmen von neun sich gegenseitig verstarkenden Faktoren betrachtet. Von diesen
Faktoren werden der Zugang zu Kapital aus der Privatwirtschaft, Forschung und
Innovation, Bildung und Kompetenzen sowie der Binnenmarkt als oberste politische
Prioritdten fir Reformen und Investitionen angesehen, mit denen die aktuellen
Herausforderungen im Bereich der Produktivitdt angegangen und die EU und ihre
Mitgliedstaaten auf lange Sicht wettbewerbsfahiger werden sollen. Im Anschluss an
diese Mitteilung legte die Kommission am 14. Februar 2024 den Jahresbericht tber
den Binnenmarkt und die Wettbewerbsfahigkeit® vor. Darin wird ausfiihrlich darauf
eingegangen, welche Starken der européische Binnenmarkt im Wettbewerb aufweist
und wo die Herausforderungen liegen, wobei die jahrlichen Entwicklungen anhand der
neun ermittelten Wettbewerbsféhigkeitsfaktoren nachgezeichnet werden.

Am 21. November 2023 nahm die Kommission den Jahresbericht zum nachhaltigen
Wachstum 2024° an und leitete damit den Zyklus des Europaischen Semesters fiir die
wirtschaftspolitische Koordinierung 2024 ein. Am 22. Marz 2024 billigte der
Europdische Rat die auf die vier Komponenten der wettbewerbsféhigen Nachhaltigkeit
abstellenden Prioritaten des Berichts. Am 21. November 2023 nahm die Kommission
auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 auch den Warnmechanismus-
Bericht 2024 an, worin Bulgarien nicht als einer der Mitgliedstaaten genannt wurde,
bei denen wegen bestehender oder drohender Ungleichgewichte eine eingehende
Uberpriifung angezeigt war. Die Kommission legte auBerdem eine Empfehlung fiir
eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wé&hrungsgebiets vor, die
am 12. April 2024 vom Rat angenommen wurde, sowie den Vorschlag fur den
Gemeinsamen Beschaftigungsbericht 2024 mit einer Analyse der Umsetzung der
Beschaftigungspolitischen Leitlinien und der Grundsatze der Europaischen Séule
sozialer Rechte, der am 11. Mdarz 2024 vom Rat angenommen wurde.

Am 30. April 2024 trat der neue EU-Rahmen fiir die wirtschaftspolitische Steuerung
in Kraft. Dieser umfasst die neue Verordnung (EU) 2024/1263 des Europdischen
Parlaments und des Rates Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und
tber die multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates. Aullerdem beinhaltet er die geédnderte
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens
bei einem Ubermé&Rigen Defizit und die gednderte Richtlinie 2011/85/EU (iber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten’. Die Ziele

~N o o s

Resilienzpldnen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr.1303/2013, (EU) 2021/1060 und
(EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABI. L 63 vom 28.2.2023, S.1, ELI:
http://data.europa.eu/eli/req/2023/435/0j).

COM(2023) 168 final.

COM(2024) 77 final.

COM(2023) 901 final.

Verordnung (EU) 2024/1264 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1467/97 tber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens bei einem tiberméRigen Defizit (ABI.
L, 2024/1264, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1264/0j) und  Richtlinie
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des neuen Rahmens sind Tragfahigkeit der 6ffentlichen Schulden sowie nachhaltiges
und inklusives Wachstum durch graduelle Haushaltskonsolidierung sowie Reformen
und Investitionen. Er fordert die nationale Eigenverantwortung und zeichnet sich
durch eine starkere mittelfristige Ausrichtung in Verbindung mit einer wirksameren
und koharenteren Durchsetzung aus. Jeder Mitgliedstaat sollte dem Rat und der
Kommission einen nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan
vorlegen. Die nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane enthalten
die haushaltspolitischen Zusagen sowie die Reform- und Investitionszusagen eines
Mitgliedstaats und erstrecken sich je nach reguldarer Dauer der nationalen
Legislaturperiode auf einen Planungshorizont von vier oder funf Jahren. Der
Nettoausgabenpfad® der nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane
sollte den Anforderungen der Verordnung (EU) 2024/1263 entsprechen, einschliel3lich
der Vorgaben, den o6ffentlichen Schuldenstand spétestens bis zum Ende des
Anpassungszeitraums auf einen plausibel riickldufigen Pfad zu bringen oder darauf zu
halten oder weiterhin auf einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau unter
60 % des BIP zu halten und das Offentliche Defizit mittelfristig unter den
Referenzwert von 3 % des BIP zu senken und/oder darunter zu halten. Wenn ein
Mitgliedstaat ein einschlédgiges Reform- und Investitionspaket zusagt, das die
Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1263 erfillt, kann der Anpassungszeitraum um
bis zu drei Jahre verlangert werden. Um die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung
dieser Plane zu unterstutzen, wird die Kommission ihnen am [21. Juni] 2024 Leitlinien
zum Inhalt der vorzulegenden Plane und der anschlieBenden jéahrlichen
Fortschrittsberichte an die Hand geben und ihnen gemaR Artikel 5 der Verordnung
(EU) 2024/1263 technische Leitlinien zu Haushaltsanpassungen (Referenzpfade und
gegebenenfalls technische Informationen) Gbermitteln. Die Mitgliedstaaten sollten ihre
mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane bis zum 20. September 2024
ubermitteln, es sei denn, der Mitgliedstaat und die Kommission vereinbaren, diese
Frist um einen angemessenen Zeitraum zu verlédngern. Die Mitgliedstaaten sollten
sicherstellen, dass ihre nationalen Parlamente einbezogen sowie erforderlichenfalls
unabhangige finanzpolitische Institutionen, Sozialpartner und andere nationale
Interessentrager konsultiert werden.

Das Européaische Semester fir die wirtschaftspolitische Koordinierung verlauft 2024
weiterhin parallel zur Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitat. Die vollstandige
Umsetzung der Aufbau- und Resilienzplédne bleibt fur die Verwirklichung der
politischen Prioritdten im Rahmen des Europaischen Semesters unerlésslich, da mit
diesen Planen wirksam dazu beigetragen wird, dass alle oder wesentliche Teile der in
den einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen der letzten Jahre genannten
Herausforderungen  angegangen  werden. Ebenso relevant bleiben die
landerspezifischen Empfehlungen von 2019, 2020, 2022 und 2023 auch fir Aufbau-

(EU) 2024/1265 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Richtlinie 2011/85/EU (iber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten (ABI. L, 2024/1265, 30.4.2024,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1265/0j).

Nettoausgaben im Sinne von Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 des Rates vom 29. April 2024
(ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j), d. h. Staatsausgaben
ohne i) Zinsausgaben, ii) diskretionére einnahmenseitige Mallnahmen, iii) Ausgaben fiir Programme der
Union, die vollstdndig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden, iv) nationale
Ausgaben fur die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
v) konjunkturelle Komponenten der Ausgaben flr Leistungen bei Arbeitslosigkeit und vi) einmalige
und sonstige befristete MalRnahmen.
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und Resilienzplédne, die nach den Artikeln 14, 18 und 21 der Verordnung
(EU) 2021/241 Uberarbeitet, aktualisiert oder geadndert wurden.

Am 15. Oktober 2021 legte Bulgarien der Kommission gemaR Artikel 18 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2021/241 seinen nationalen Aufbau- und Resilienzplan vor. GemaR
Artikel 19 der Verordnung (EU) 2021/241 hat die Kommission die Relevanz,
Wirksamkeit, Effizienz und Koharenz des Aufbau- und Resilienzplans anhand der in
Anhang V der Verordnung enthaltenen Leitlinien bewertet. Am 4. Mai 2022 erliel3 der
Rat einen Beschluss zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienzplans
Bulgariens®, der am 8. Dezember 2023 nach Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2021/241 geéndert wurde, um den maximalen finanziellen Beitrag zur nicht
rickzahlbaren finanziellen Unterstiitzung zu aktualisieren’®. Die Freigabe von
Tranchen ist erst moglich, nachdem die Kommission in einem Beschluss nach
Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/241 festgestellt hat, dass Bulgarien die
im Durchflihrungsbeschluss des Rates festgelegten einschlégigen Etappenziele und
Zielwerte in zufriedenstellender Weise erreicht hat. Eine zufriedenstellende
Erreichung setzt voraus, dass es bei zuvor erreichten Etappenzielen und Zielwerten
nicht wieder zu Rickschritten gekommen ist.

Am 30. April 2024 legte Bulgarien sein Nationales Reformprogramm 2024 und gemaf3
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 sein Konvergenzprogramm 2024
vor. Nach Artikel 27 der Verordnung (EU) 2021/241 muss sich im Nationalen
Reformprogramm 2024 auch die halbjahrliche Berichterstattung Bulgariens tber die
Fortschritte bei der Durchfiihrung seines Aufbau- und Resilienzplans niederschlagen.

Am 19.Juni 2024 verdffentlichte die Kommission den Lé&nderbericht 2024 fiir
Bulgarien®!. Bewertet werden darin die Fortschritte Bulgariens bei der Umsetzung der
einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen des Rates aus dem Zeitraum 2019 bis
2023 und der Stand der Durchfuhrung des Aufbau- und Resilienzplans durch
Bulgarien. Ausgehend von dieser Bewertung wird im Landerbericht aufgezeigt, bei
welchen Herausforderungen noch Handlungsbedarf besteht, weil sie mit dem Aufbau-
und Resilienzplan nicht oder nur teilweise angegangen werden, und welche
Herausforderungen neu hinzugekommen sind oder sich abzeichnen. Ferner werden in
dem Bericht die Fortschritte Bulgariens bei der Umsetzung der Europdischen Saule
sozialer Rechte, bei der Verwirklichung der Kernziele der EU in den Bereichen
Beschaftigung, Kompetenzen und Armutsbekdmpfung sowie bei den UN-Zielen fir
nachhaltige Entwicklung bewertet.

Nach den von Eurostat validierten Daten'? verringerte sich das gesamtstaatliche
Defizit Bulgariens von 2,9 % des BIP im Jahr 2022 auf 1,9 % des BIP im Jahr 2023,
wéhrend der gesamtstaatliche Schuldenstand von 22,6 % des BIP Ende 2022 auf
23,1 % des BIP Ende 2023 anstieg.

10

11
12

Durchftihrungsbeschluss des Rates vom 4. Mai 2022 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans Bulgariens (8091/22).

Durchftihrungsbeschluss  des Rates  vom 8. Dezember 2023  zur  Anderung  des
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates vom 4. Mai 2022 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans Bulgariens (15837/2023).

SWD(2024) 602

Eurostat-Euroindikatoren vom 22.4.2024.
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Am 12. Juli 2022 empfahl der Rat*® Bulgarien, dafiir zu sorgen, dass der Anstieg der
national finanzierten laufenden Primdrausgaben 2023 mit einem weitgehend neutralen
fiskalpolitischen Kurs'* im Einklang steht, unter Beriicksichtigung der fortgesetzten
befristeten und gezielten Unterstiitzung fiir die vom Energiepreisanstieg besonders
betroffenen Haushalte und Unternehmen sowie die aus der Ukraine fliichtenden
Menschen. Bulgarien erhielt die Empfehlung, die laufenden Ausgaben an die sich
wandelnde Situation anzupassen. Aulerdem wurde Bulgarien empfohlen, die
oOffentlichen Investitionen fur den griinen und den digitalen Wandel sowie die
Energieversorgungssicherheit unter Berlicksichtigung der REPowerEU-Initiative
auszuweiten, unter anderem durch Inanspruchnahme der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und anderer Fonds der Union. Ausgehend von den Schatzungen der
Kommission war der finanzpolitische Kurs®™® im Jahr 2023 mit 0,0 % des BIP
weitgehend neutral. Das Wachstum der national finanzierten laufenden
Primérausgaben (ohne diskretiondre einnahmenseitige MafRnahmen) leistete 2023
einen weitgehend neutralen Beitrag von 0,2 % des BIP zum finanzpolitischen Kurs.
Darin eingerechnet ist der Riickgang der Kosten fiir die (gezielten und nicht gezielten)
in Reaktion auf den Energiepreisanstieg ergriffenen Sofort-EntlastungsmalRnahmen fur
Haushalte und Unternehmen um 1,3 % des BIP. Auch der Anstieg der Kosten des
voriibergehenden Schutzes von aus der Ukraine vertriebenen Menschen (um 0,3 % des
BIP) ist darin enthalten. Das Wachstum der national finanzierten laufenden
Primdrausgaben (ohne diskretiondre einnahmenseitige = MaRnahmen) wurde
hauptsachlich durch kirzlich verabschiedete Renten- und Lohnerh6hungen
angetrieben. Insgesamt stand das Wachstum der national finanzierten laufenden
Primé&rausgaben 2023 mit der Empfehlung des Rates in Einklang. Die mit
Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat und anderen EU-Fonds finanzierten
Ausgaben beliefen sich 2023 auf 1,2% des BIP. Die national finanzierten
Investitionen erreichten 2023 einen Umfang von 2,7 % des BIP und verzeichneten
damit im Vergleich zu 2022 einen j&hrlichen Anstieg um 0,8 Prozentpunkte. Bulgarien
hat zusatzliche Investitionen Uber die Aufbau- und Resilienzfazilitdt und andere EU-
Fonds finanziert. Bulgarien hat Offentliche Investitionen fur den griinen und den
digitalen Wandel sowie die Energieversorgungssicherheit vorgenommen, wie
Investitionen in Anlagen und Geschéftsmodelle fir die Nutzung von Abféllen als
Ressource zur Unterstitzung der Kreislaufwirtschaft sowie Investitionen zur
Verbesserung der Energieeffizienz und zur Unterstiitzung des wirksamen Schutzes von
natlrlichen Lebensrdumen und geschutzten Arten, was teils aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitat sowie anderen EU-Fonds finanziert wird.

13

14

15

Empfehlung des Rates vom 12. Juli 2022 zum nationalen Reformprogramm Bulgariens 2022 mit einer
Stellungnahme des Rates zum Konvergenzprogramm Bulgariens 2022 (ABI. C 334 vom 1.9.2022,
S. 11).

Ausgehend von der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission wird das mittelfristige
Potenzialwachstum Bulgariens im Jahr 2023, das auf der Grundlage des Zehnjahresdurchschnitts der
realen Potenzialwachstumsrate und des BIP-Deflators flr das Jahr 2023 ermittelt und zur Messung des
finanzpolitischen Kurses herangezogen wird, auf nominal 10,1 % geschatzt.

Der finanzpolitische Kurs gibt die j&hrliche Verénderung der zugrunde liegenden gesamtstaatlichen
Haushaltslage an. Er dient der Bewertung des wirtschaftlichen Impulses, der von den auf nationaler
Ebene sowie aus dem EU-Haushalt finanzierten haushaltspolitischen MalRnahmen ausgeht. Gemessen
wird der finanzpolitische Kurs als Differenz zwischen i) dem mittelfristigen Potenzialwachstum und
ii) der Verénderung der Primérausgaben abzuglich diskretionédrer einnahmenseitiger MalRnahmen
(sowie ohne befristete Sofortmainahmen aufgrund der COVID-19-Krise), aber einschlieflich der mit
nicht riickzahlbarer Unterstlitzung (Zuschiissen) aus der Aufbau- und Resilienzfazilitdt und anderen
EU-Fonds finanzierten Ausgaben.
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Die zentralen Projektionen des Konvergenzprogramms 2024 lassen sich wie folgt
zusammenfassen:  Nach  dem  makrodkonomischen  Szenario, das den
Haushaltsprojektionen zugrunde liegt, wird sich das reale BIP-Wachstum 2024 auf
3,2 % und 2025 auf 2,7 % belaufen, wahrend die HVPI-Inflation 2024 mit 2,4 % und
2025 mit 2,8 % veranschlagt wird. Das gesamtstaatliche Defizit soll sich sowohl 2024
als auch 2025 auf 3 % des BIP erhéhen, wahrend die gesamtstaatliche Schuldenquote
bis Ende 2024 auf 25 % des BIP und bis Ende 2025 auf 27,3 % ansteigen soll. Nach
2025 soll das gesamtstaatliche Defizit den Projektionen zufolge im Jahr 2026 auf
2,8 % des BIP zurtickgehen und im Jahr 2027 erneut auf 3,0 % des BIP ansteigen. Der
gesamtstaatliche Haushaltssaldo soll somit im gesamten Programmzeitraum den
Defizit-Referenzwert von 3 % des BIP nicht (bersteigen. Die gesamtstaatliche
Schuldenquote wiederum soll im Zeitraum nach 2025 schrittweise auf 30 % im Jahr
2026 und auf 30,7 % im Jahr 2027 ansteigen.

Die Kommission geht in ihrer Frihjahrsprognose 2024 von einem realen BIP-
Wachstum von 1,9 % im Jahr 2024 und von 2,9 % im Jahr 2025 sowie einer HVPI-
Inflation von 3,1 % im Jahr 2024 und 2,6 % im Jahr 2025 aus.

Das offentliche Defizit durfte sich der Friihjahrsprognose 2024 der Kommission
zufolge im Jahr 2024 auf 2,8 % des BIP belaufen, wéhrend die gesamtstaatliche
Schuldenguote bis Ende 2024 voraussichtlich auf 24,8 % ansteigen wird. Im
Defizitanstieg des Jahres 2024 spiegeln sich vor allem Ausgaben fir Renten und
Lohne wider. Ausgehend von den Schatzungen der Kommission wird fir 2024 eine
finanzpolitische Kontraktion von 0,3 % des BIP erwartet.

Nach der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission werden im Jahr 2024 Ausgaben in
Hohe von 0,4 % des BIP mit nicht riickzahlbarer Unterstiitzung (,,Zuschiissen®) aus
der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanziert, gegentber 0,1 % des BIP im Jahr 2023.
Die mit Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitdt finanzierten Ausgaben
werden Investitionen von hoher Qualitat und produktivitatssteigernde Reformen
ermoglichen, ohne dass sich dies unmittelbar auf den gesamtstaatlichen
Haushaltssaldo und den gesamtstaatlichen Schuldenstand Bulgariens auswirkt.

Am 14. Juli 2023 empfahl der Rat'® Bulgarien, eine vorsichtige Haushaltspolitik zu
gewahrleisten und zu diesem Zweck insbesondere den nominalen Anstieg der national
finanzierten Nettoprimarausgaben®’ im Jahr 2024 auf hichstens 4,6 % zu begrenzen.
Die  Mitgliedstaaten  wurden aufgefordert, bei der Ausfuhrung ihres
Haushaltsplans 2023 und bei der Ausarbeitung ihrer Ubersicht Gber die
Haushaltsplanung 2024 zu berlicksichtigen, dass die Kommission dem Rat auf Basis
der Ist-Daten fiir 2023 die Er6ffnung defizitbedingter Verfahren vorschlagen werde.
Der Friihjahrsprognose 2024 der Kommission zufolge werden die national finanzierten
Nettoprimérausgaben Bulgariens im Jahr 2024 um 6,2 % steigen, was Uber dem
empfohlenen Hochstanstieg liegt. Die Uber den empfohlenen Hochstanstieg der
national finanzierten Nettoprimdrausgaben hinausgehenden Ausgaben belaufen sich
2024 auf 0,6 % des BIP. Gleichwohl lagen die Nettoausgaben 2023 niedriger als zum
Zeitpunkt der Empfehlung erwartet (um 3,3 % des BIP). Da die Empfehlung fir 2024

16

17

Empfehlung des Rates vom 14. Juli 2023 zum nationalen Reformprogramm Bulgariens 2023 mit einer
Stellungnahme des Rates zum Konvergenzprogramm Bulgariens 2023 (ABI. C 312 vom 1.9.2023,
S. 13).

Die Nettoprimédrausgaben sind definiert als national finanzierte Ausgaben ohne i) diskretionére
einnahmenseitige  Malnahmen, ii) Zinsausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter
Arbeitslosigkeit und iv) einmalige oder sonstige befristete MalRnahmen.
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als Wachstumsrate formuliert wurde, muss in der Beurteilung der Einhaltung auch der
Basiseffekt aus 2023 beriicksichtigt werden. Waren die Nettoausgaben 2023 so
ausgefallen wie zum Zeitpunkt der Empfehlung erwartet, dann wirde die daraus
resultierende Wachstumsrate der Nettoausgaben im Jahr 2024 um 2,7 % des BIP unter
dem empfohlenen Hochstanstieg liegen. Insgesamt wird zur Einstufung der national
finanzierten Nettoprimdrausgaben festgestellt, dass sie Gefahr laufen, nicht vollstandig
mit der Empfehlung in Einklang zu stehen.

Der Rat empfahl Bulgarien ferner, die geltenden Sofort-Entlastungsmalinahmen im
Energiebereich zurlickzufahren und die dadurch erzielten Einsparungen in den Jahren
2023 und 2024 so frih wie moglich zum Abbau des gesamtstaatlichen Defizits zu
nutzen. Der Rat empfahl Bulgarien dartber hinaus fur den Fall, dass neuerliche
Energiepreisanstiege neue oder fortgesetzte Entlastungsmalnahmen erforderlich
machen sollten, sicherzustellen, dass diese EntlastungsmalRnahmen gezielt auf den
Schutz schwaécherer Haushalte und Unternehmen ausgerichtet werden, fur die
offentlichen Haushalte tragbar sind und die Anreize zum Energiesparen beibehalten. In
ihrer Frilhjahrsprognose 2024 schitzt die Kommission die Netto-Haushaltskosten'® der
Sofort-Entlastungsmanahmen im Energiebereich fir 2023, 2024 und 2025 auf 0,0 %
des BIP. Die Sofort-Entlastungsmanahmen im Energiebereich wurden 2023 und 2024
so frih wie mdoglich zuriickgefahren. Dies steht mit der Empfehlung des Rates im
Einklang.

Daruber hinaus empfahl der Rat Bulgarien, die national finanzierten 6ffentlichen
Investitionen aufrechtzuerhalten und die effektive Abrufung von Zuschussen aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitat sowie anderen Fonds der Union zu gewéhrleisten, um
insbesondere den griinen und den digitalen Wandel zu fordern. Laut
Frihjahrsprognose 2024 der Kommission dirften die national finanzierten 6ffentlichen
Investitionen von 2,7 % des BIP im Jahr 2023 auf 2,1 % des BIP im Jahr 2024
zurlickgehen.  Dieser Rickgang ist teilweise auf das Auslaufen des
Programmplanungszeitraums 2014-2020 der EU-Strukturfonds zuriickzufthren, fur
den Mittel bis 2023 zur Verfligung standen, er Ubersteigt jedoch den Riickgang, der
auf den nationalen Kofinanzierungsanteil zurtickgefuhrt werden konnte. Folglich
drohen die national finanzierten 6ffentlichen Investitionen der Empfehlung des Rates
zuwiderzulaufen. Die mit Mitteln aus EU-Fonds einschlieBlich Zuschiissen aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitat finanzierten 6ffentlichen Ausgaben wiederum dirften
2024 von 1,2 % des BIP im Jahr 2023 auf 0,8 % des BIP zurlickgehen. Auch dieser
Rickgang ist auf das Auslaufen des Programmplanungszeitraums 2014-2020 der EU-
Strukturfonds zurtckzufiihren, fur den Mittel bis 2023 zur Verfiigung standen.

Auf der Grundlage der zum Prognosestichtag bekannten PolitikmalRnahmen und unter
der Annahme einer unveranderten Politik rechnet die Kommission in ihrer
Fruhjahrsprognose 2024 fur 2025 mit einem offentlichen Defizit von 2,9 % des BIP.
Die gesamtstaatliche Schuldenquote diirfte sich bis Ende 2025 auf 24,6 % des BIP
erhohen.

Es besteht Spielraum flr eine effizientere Verwaltung 6ffentlicher Investitionen,
indem wichtige MaRnahmen beschleunigt umgesetzt werden. Bulgarien weist
weiterhin  Defizite in  Schlusselbereichen  wie der  Anpassung von
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Diese entsprechen den jahrlichen Haushaltskosten der betreffenden MalRnahmen unter Berlicksichtigung
der Einnahmen und Ausgaben und gegebenenfalls abziglich der Einnahmen aus der Besteuerung von
Zufallsgewinnen von Energieversorgern.
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Investitionsentscheidungen an langfristige strategische Ziele und der fristgerechten
Ausfihrung von Investitionsausgaben auf. Es gibt noch keine standardisierten
Verfahren flr die Projektauswahl und -evaluierung auf der Grundlage objektiver
Kosten-Nutzen-Kriterien.

Nach dem in Artikel 19 Absatz 3 Buchstabe b und Anhang V Abschnitt 2.2 der
Verordnung (EU) 2021/241 genannten Kriterium enthalt der Aufbau- und
Resilienzplan ein umfassendes Paket sich gegenseitig verstarkender Reformen und
Investitionen, die bis 2026 umzusetzen sind. Diese durften helfen, alle oder einen
wesentlichen  Teil der Herausforderungen, die in den entsprechenden
landerspezifischen Empfehlungen ermittelt wurden, wirksam anzugehen. In diesem
engen Zeitrahmen ist eine ziigige wirksame Umsetzung des Plans unerlésslich, um die
langfristige Wettbewerbsfahigkeit Bulgariens durch den grinen und den digitalen
Wandel zu starken und zugleich soziale Gerechtigkeit sicherzustellen. Um die im Plan
enthaltenen Zusagen bis August 2026 zu erfullen, muss Bulgarien die Umsetzung der
Reformen und Investitionen beschleunigen, indem es die Funktionsweise seiner
offentlichen Verwaltung und die Verwaltung 6ffentlicher Investitionen verbessert. Es
bedarf zusétzlicher Anstrengungen bei der Digitalisierung von Verwaltungsablaufen
sowie zur Verbesserung von Vergabeverfahren. Fir den Aufbau einer kompetenten
Verwaltung auf zentraler wie auch lokaler Ebene ist es entscheidend, Personal zu
rekrutieren und zu schulen und talentierte Mitarbeiter zu binden. Die
Unternehmensregulierung ist fur viele Unternehmen nach wie vor ein zentrales
Problem, und etwa die Hélfte von ihnen sieht darin das groRte Hindernis fir
langfristige Investitionen. Gut 53 % der Investoren sind nicht zuversichtlich, was den
gesetzlichen und gerichtlichen Schutz ihrer Investitionen anbetrifft. Die
Berlicksichtigung all dieser Aspekte wirde auch zu einer Verbesserung des
Geschaftsumfelds in Bulgarien beitragen. Die rasche Aufnahme eines REPowerEU-
Kapitels in den Aufbau- und Resilienzplan wird die Finanzierung zusatzlicher
Reformen und Investitionen zur Unterstlitzung der strategischen Ziele Bulgariens und
der EU in den Bereichen Energie und griner Wandel erméglichen. Die systematische
Einbeziehung der lokalen und regionalen Gebietskorperschaften, der Sozialpartner, der
Zivilgesellschaft und anderer relevanter Interessentrager bleibt unerlédsslich, um
sicherzustellen, dass die erfolgreiche Umsetzung des Aufbau- und Resilienzplans auf
breiter Basis eigenverantwortlich mitgetragen wird.

Im Rahmen der Halbzeituberpriifung der kohasionspolitischen Mittel nach Artikel 18
der Verordnung (EU) 2021/1060 muss Bulgarien jedes Programm bis Marz 2025
uberpriifen und dabei unter anderem die in den landerspezifischen Empfehlungen 2024
ermittelten Herausforderungen sowie seinen Nationalen Energie- und Klimaplan
berticksichtigen. Diese Uberpriifung bildet die Grundlage fur die endgiltige
Zuweisung der EU-Mittel flr jedes einzelne Programm. Bei der Kohé&sionspolitik und
der Européischen S&ule sozialer Rechte hat Bulgarien zwar Umsetzungsfortschritte
erzielt, doch bleiben noch Herausforderungen. Bulgarien verzeichnet einen
Bevolkerungsriickgang und erhebliche regionale Unterschiede, wobei die drei
nordlichen Regionen weiterhin im Rickstand sind. Eine beschleunigte Durchfiihrung
der kohasionspolitischen Programme und die Starkung der Verwaltungskapazitaten
auf allen Ebenen ist von entscheidender Bedeutung. Die in den Programmen
vereinbarten Prioritaten sind nach wie vor relevant. Die Fahigkeit der regionalen und
lokalen Akteure, bei Investitionen auf lokaler Ebene integrierte Ansatze anzuwenden,
bleibt maRgeblich. Besonders wichtig ist die Forderung regionaler und lokaler
Unterstutzungsnetze fur Forschung, Innovation und Unternehmertum durch gezielte
MaRnahmen fiir den Technologietransfer und die Vermarktung. Investitionen in das
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nachhaltige Verkehrswesen, einschliellich des Ausbaus der Schienen- und
Stralleninfrastruktur sowie der Intramodalitdt genielBen weiter Vorrang. Besondere
Aufmerksamkeit verdient die Umsetzung der territorialen Plane flr einen gerechten
Ubergang, auch im Hinblick auf die wirksame Governance, die Koordinierung und die
Kapazitdten der nationalen, regionalen und lokalen Akteure. Es ist auch nétig,
Umweltinvestitionen  fortzufuhren,  insbesondere  zur  Verbesserung  der
Wasserbewirtschaftung, der Trinkwasserversorgung und der Abwasseraufbereitung
sowie zur Sicherstellung eines effizienten Abfall- und Ressourcenmanagements. Der
Arbeitskraftemangel besteht fort und betrifft insbesondere Sozialberufe wie
Krankenschwestern und Krankenpfleger. Obwohl die Arbeitslosigkeit allgemein
niedrig ist, ist sie unter sozial schwachen Gruppen (jungen Menschen, Menschen mit
Behinderungen und Roma) sowie in einigen Regionen nach wie vor deutlich hoher,
was auf ein Potenzial zur Steigerung der Erwerbsbevélkerung hindeutet. Aktive
ArbeitsmarktmalRnahmen, vor allem fir arbeitsmarktfernere Gruppen, sowie
Investitionen in den Kompetenzerwerb, insbesondere flr den griinen und den digitalen
Wandel, sind weiter vorrangig. Nach wie vor relevant ist ein hochwertiges und
inklusives Bildungssystem, einschlieBlich der Umsetzung der Europaischen Garantie
fir Kinder. Trotz eines allmahlichen Rickgangs hat Bulgarien einen der hochsten
armutsgefahrdeten oder von sozialer Ausgrenzung bedrohten Bevolkerungsanteile,
wozu mehr als je ein Drittel der Kinder und der &lteren Menschen (lber 65 Jahren)
gehdren. Dieser Anteil ist bei Menschen mit Behinderungen und Roma deutlich hoher.
Zusétzlich  bestehen  erhebliche Einkommensungleichheiten.  Wirden diese
Herausforderungen  bewaltigt, kédme dies, entsprechend der von den
Kommissionsdienststellen anhand der Merkmale des Rahmens fiir soziale Konvergenz
in der zweiten Phase vorgenommenen Lé&nderanalyse’® auch der sozialen
Aufwirtskonvergenz zugute. Bulgarien konnte zudem die Initiative ,,Plattform fiir
strategische Technologien fiir Europa® nutzen, unter anderem zur Steigerung der
Investitionen in die Digitalisierung, in saubere und ressourceneffiziente Technologien
sowie in den Okologischen industriellen Wandel. Durch diese Initiative koénnte
Bulgarien mit seiner Strategie fir eine intelligente Spezialisierung seinen
Verpflichtungen in Bezug auf saubere Technologien und eine CO.-arme Wirtschaft
nachkommen, und sie wirde fir einen koh&renten Ansatz zur Férderung der
industriellen Nachhaltigkeit sorgen.

Bulgarien steht im Zusammenhang mit der Dekarbonisierung der Wirtschaft und der
Energieerzeugung, dem nachhaltigen Verkehr sowie der Qualitat von Bildung und
Kompetenzen vor einer Reihe von Herausforderungen. Diese kdnnten uber den
Anwendungsbereich des nationalen Aufbau- und Resilienzplans und der
kohasionspolitischen Programme hinaus weiter angegangen werden.

Der Zugang zu sauberer und bezahlbarer Energie ist in Bulgarien weiterhin von
Vorrang. Zwar hat das Land begrenzte Fortschritte gemacht, doch es bestehen
weiterhin strukturelle Probleme. Insbesondere behindert die verztgerte Liberalisierung
des Strommarktes — eine zentrale Reform im Rahmen des nationalen Aufbau- und
Resilienzplans — den Ubergang zu sauberer und bezahlbarer Energie. Des Weiteren
sind die Fernwarmesysteme in Bulgarien oft in einem schlechten technischen Zustand
und die meisten davon beruhen hauptsachlich auf Erdgas oder Kohle. 2023 kamen mit
einer neu installierten Kapazitat von lber 1,2 GW erheblich mehr Solaranlagen zum
Einsatz, womit sich die Gesamtkapazitat auf fast 3 GW erhohte. Jedoch stagnierte die
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installierte Windkraftkapazitat in den letzten zehn Jahren bei insgesamt 700 MW in
Onshore-Anlagen, trotz des Potenzials der Windkraft, die Regelleistung des
Stromnetzes bei schwacher Auslastung zu steigern. Das ungenutzte technische
Potenzial der Offshore-Windenergie wird auf 26 GW geschatzt.?® Zugleich wird der
Mangel an ausreichender Energiespeicherung vor allem wahrend der Sonnenstunden
immer deutlicher und geféhrdet den kontinuierlichen Ausbau erneuerbarer Energien
im NetzmaRstab in Bulgarien. Trotz guter Stromverbindungen zu den Nachbarlandern,
unter anderem durch eine neue 400-kV-Leitung mit Griechenland (PCI Maritsa Ost —
Nea Santa), bestehen Engpéasse in den Ubertragungs- und Verteilernetzen fort. Weitere
Mafnahmen zur Verbesserung des Netzmanagements durch Einfuhrung intelligenter
Netzbetriebsmittel einschlielflich intelligenter Zahler sowie Laststeuerungsmafinahmen
konnten die Lage entspannen. Obwohl sich die Indikatoren fur Energiearmut in
Bulgarien leicht verbessert haben, bestehen erhebliche Herausforderungen fort. Der
Anteil der Bevolkerung, die ihre Wohnung nicht angemessen heizen konnte, war 2022
mit 22,5 % der hochste in der EU und lag deutlich Uber dem EU-Durchschnitt von
9,3 %. Auch wenn der Begriff ,,Energiearmut™ in Bulgarien offiziell definiert ist, gibt
es noch keine voll entwickelten konkreten Forderregelungen, und die gegenwaértige
gezielte Heizungszulage ist sowohl zeitlich als auch hinsichtlich ihrer Reichweite
begrenzt.

Die Treibhausgasemissionen aus dem Verkehr und insbesondere aus dem
Strallenverkehr — wo die Emissionen 2022 (gegenuber 2005) um 29 % zunahmen —
sind fir Bulgarien ein ernstes Problem. Die Pkw-Nutzung ist weiter hoch und der
Anteil batteriebetriebener Elektrofahrzeuge immer noch sehr gering. Zusétzlich ist die
Ladeinfrastruktur mit nur einem Ladepunkt je drei Elektrofahrzeuge noch immer
unzureichend, was der Akzeptanz der Elektromobilitat im Wege steht. Dariiber hinaus
ist die bulgarische Eisenbahninfrastruktur gegeniiber dem EU-Durchschnitt im
Rickstand, wobei zwischen den nordlichen und den sudlichen Regionen spezifische
Unterschiede bestehen. Verstéarkte Investitionen in das Schienennetz des Landes und
zusétzliche Initiativen fiir einen nachhaltigen stadtischen Nahverkehr sind
entscheidend, damit fiir die Verkehrsanbindung zwischen ndrdlichen und stidlichen
Regionen sowie stadtischen Ballungsrdaumen und dem landlichen Raum gewadbhrleistet
ist und die Anbindung an das TEN-V-Netz fertiggestellt werden kann.

Trotz einiger Anderungen des Rechtsrahmens im Zusammenhang mit dem Aufbau-
und Resilienzplan sind die Bildungsergebnisse in Bulgarien schwach und haben sich
weiter verschlechtert. Das Land hat bei den jlingsten Ausgaben internationaler
Bewertungen gegentiber friiheren Jahren schlechter angeschnitten. Der Anteil der
Schulerinnen und Schiler mit schlechten Leistungen in Mathematik, Lesekompetenz
und Naturwissenschaften z&hlt — wie aus dem OECD-Programm zur internationalen
Schulerbewertung hervorgeht — zu den besorgniserregendsten in der EU. 53,5 % der
15-Jahrigen verfehlten das Mindestniveau in der Mathematik, 52,9 % bei der
Lesekompetenz und 48 % in den Naturwissenschaften, wobei die Quote bei den
Schilerinnen und Schiilern aus benachteiligten Verhaltnissen sehr hoch ist. Die
Ergebnisse der standardisierten landesweiten Priifungen zeigen groRRe und zunehmende
Ungleichheiten und eine starke soziale Kluft im bulgarischen Bildungssystem. Rund
50 % der Schullehrkréafte sind mindestens 50 Jahre alt, und ein Lehrkraftemangel
zeichnet sich ab. Trotz gewisser Verbesserungen bestehen weiter Herausforderungen
in Bezug auf eine bessere Erstausbildung und fortlaufende berufliche Weiterbildung
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von Lehrkraften, um Qualitdt und Fairness im Bildungswesen zu verbessern. Die
Quote der frihzeitigen Schul- und Ausbildungsabganger ist in den letzten Jahren
besser geworden, sie ist jedoch unter den Roma und in landlichen Gebieten weiterhin
besonders hoch. Daruber hinaus hat sich die geringe Teilnahme Erwachsener am
Lernen (9,5 % gegeniber einem EU-Durchschnitt von 39,5 %) in unzureichenden oder
ungeeigneten Kompetenzen niedergeschlagen, was zu Engpassen bei der
Beschaftigungsfahigkeit und der allgemeinen Wettbewerbsfahigkeit fuhrt. Mit dem
Rechtsrahmen fiir die Berufsbildung werden verbindliche Umweltschutzkompetenzen
als Teil der allgemeinen Berufsausbildung fir alle Berufe eingeflihrt. Zusatzlich
beinhalten die territorialen Plane fiir einen gerechten Ubergang fur die Kohlereviere
eine Reihe von Mallnahmen zur Umschulung der Arbeitskrafte und zur Schaffung
neuer Arbeitsplatze in diesen bulgarischen Regionen. Bei den digitalen Kompetenzen
liegt das Niveau weit unter dem EU-Durchschnitt (2023: 35,5 % gegenuber 55,5 %),
was die Beschéftigungsfahigkeit  beeinflusst.  Zur  Bewadltigung  dieser
Herausforderungen besteht ein ehrgeiziges, aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat
finanziertes Projekt mit dem Ziel, die Fortbildung und Umschulung von Arbeitskraften
mit dem Schwerpunkt auf digitalen Kompetenzen zu verbessern, jedoch hat sich die
Umsetzung verzogert.

EMPFIEHLT, dass Bulgarien 2024 und 2025 MaRnahmen ergreift, um

1.

den mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan rechtzeitig zu tbermitteln; das
Wachstum der Nettoprimarausgaben?' gemaR den Anforderungen des reformierten
Stabilitats- und Wachstumspakts im Jahr 2025 auf eine Rate zu beschranken, die
damit vereinbar ist, das gesamtstaatliche Defizit unter dem im Vertrag festgelegten
Referenzwert von 3 % des BIP zu halten und den gesamtstaatlichen Schuldenstand
mittelfristig auf einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau zu halten;

die Umsetzung des Aufbau- und Resilienzplans und die Durchfihrung der
kohasionspolitischen Programme erheblich zu beschleunigen, damit die Reformen
und Investitionen bis August 2026 abgeschlossen werden, indem die Funktionsweise
der offentlichen Verwaltung — auch auf der regionalen Ebene — verbessert wird und
ihre Kapazititen gestarkt werden, die Qualitat der Vergabeverfahren verbessert wird
und die Unabhéngigkeit und Funktionsweise der Regulierungsbehdrden gestérkt
werden; das REPowerEU-Kapitel ziigig fertigzustellen; im Rahmen der
Halbzeitiberpriifung der kohasionspolitischen Programme die vereinbarten
Prioritdten im Blick zu behalten und zugleich die Mdglichkeiten in Erwagung zu
ziehen, die die Initiative ,,Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa* zur
Verbesserung der Wettbewerbsféhigkeit eréffnet;

die allgemeine und berufliche Bildung, auch fir benachteiligte Gruppen, durch die
Aufwertung der Lehrkrafteausbildung und die Umsetzung von kompetenzbasierten
Lehr- und Lernverfahren zu verbessern; gegen den Arbeitskraftemangel vorzugehen
und die Kompetenzen der Arbeitskrafte zu verbessern, um die Wettbewerbsféahigkeit
zu steigern und den griinen Wandel zu unterstitzen;
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die Abhangigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern und die Energiewende zu
beschleunigen, insbesondere durch die Umstellung auf erneuerbare Energietréger in
der Fernwdrme und den Einsatz von Windkraftanlagen; fir ausreichende
Speicherkapazitaten zu sorgen, um die Flexibilitdt des Energiesystems zu steigern;
die Stromnetzinfrastruktur durch Einfiihrung intelligenter Netzbetriebsmittel und den
Ausbau der Verbindungsleitungen zu Nachbarldandern zu starken; die Energiearmut
durch gezielte MalRnahmen zur Verringerung des Bevolkerungsanteils, der seine
Wohnungen nicht angemessen warm halten kann, zu bekdampfen; die Einfuhrung und
Akzeptanz eines nachhaltigen Stadt- und Schienenverkehrs zu fordern, unter
anderem durch den beschleunigten Ausbau der erforderlichen Infrastruktur.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Président

12

DE



	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

